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Die grine Fraktion in der Hamburgischen Burgerschaft und der Landesvorstand von
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN werden aufgefordert, dafiir Sorge zu tragen, dass der kiinftige
Mobilitatsanbieter Moia mit seinem grofden Projekt (beantragt ist die Konzession fir 1.000
Kleinbusse) nicht ohne parlamentarische und fachpolitische Erdrterungen nur auf der
Verwaltungsebene durchgewunken wird, sondern eine politische Befassung des
Verkehrsausschusses der Hamburger Burgerschaft vorausgeht.

Die grune Burgerschaftsfraktion und der Hamburger Parteivorstand mogen daruber hinaus
durch Gesprache mit dem Koalitionspartner SPD Hamburg Sorge dafir tragen, dass ein solch
grofRes Projekt die offentlich geforderten Mobilitats-Grundversorger und damit die
Loffentlichen Verkehrsinteressen®im Sinne des PBefG § 2 Abs. 7 nicht beeintrachtigt.

Insbesondere durch eine unabhangige wissenschaftliche Begleitung unter Beteiligung von
universitaren und anderer unabhangigen Mobilitats-Forschenden und durch eine vorsichtige
und nur stufenweise Konzessionserteilungen durch die BWVI soll geprift und sicher gestellt
werden, dass sich das neue Mobilitatsangebot der VW-Tochter Moia vorrangig um
Kundschaft aus dem Segment der Umsteiger aus privaten PKWs und nicht bei den
bisherigen Kunden bei Bahnen, Bussen und Taxis bemuht.

Weiterhin werden die grine Burgerschaftsfraktion und der Hamburger Parteivorstand
aufgefordert, Sorge dafiir zu tragen, dass die mit der Konzessions-Beantragung
einhergehende Einschatzung von Moia als Gelegenheitsverkehr und den mit dem Moia-
Projekt eingehergehenden Diskriminierungen bis zum Projekt-Start ausgerdaumt werden

Begriindung:
1. Entgegen der offentlichen Darstellung ist bisher keine Konzessionserteilung erfolgt.
Es kann also im jetzigen Stadium noch Einfluss genommen werden auf die
Genehmigung.

. Beantragt wird gemaf’ der Experimentalklausel im Personenbeforderungsgesetz
(PBefG). Experimente bedurfen aber einer wissenschaftlichen Begleitung. Bisher
maochte nur Moia selbst Untersuchungen anstellen. Angesichts der GrofRe und der
moglichen Auswirkungen auf die gesetzlichen Mobilitdts-Grundversorger (OPNV, Taxi)
ist eine unabhangige begleitende Forschung zwingend ndétig. Insbesondere soll
erforscht werden, ob es bei Moia wirklich zu den versprochenen Umsteigeeffekten




aus privaten PKWs kommt. Bei den Carsharing-Systemen ist dieses bisher nur in
kaum messbaren Grofien der Fall gewesen. Die SPD spielt zugunsten von
norddeutscher Industriepolitik mit einigen der Mobilitats-Grundfunktionen der Stadt,
auf die begleitende Greenwashing-Propaganda sollten wir GRUNEN nicht
hereinfallen, sondern das Ergebnis nur anhand sauber erarbeitender Zahlen und
Fakten beurteilen.

. Gerade der VW-Konzern kann vor dem Hintergrund der ihm zuzuschreibenden
Betrugereien nicht erwarten, dass seine Moia-Versprechungen ungepruft
abgenommen werden, auch nicht das vollmundige Versprechen, es werde keine
Kannibalisierung von HVV-Angeboten und Taxigewerbe geben. Das Projekt muss sich
einer unabhangigen Begleit-Forschung stellen, wenn es von den ganzen Befreiungen
profitieren will, die mit einer Genehmigung gemaf? Experimentalklausel einhergehen
(keine Tarifpflicht, keine Betriebspflicht usw.)




	Begründung:

